
Im Rahmen einer deutsch-französischen
Schulwoche weilte der Hohe Kommissar André
François-Poncet1 am 22. Mai 1951 in Freiburg.
Bei einem Empfang der Staatsregierung im
„Europäischen Hof“ spendete er dem Lande
Baden und seinem Staatspräsidenten – wie
einem Bericht des „Schwarzwälder Boten“ zu
entnehmen ist – ein hohes Lob „für die
Mäßigung, die Zurückhaltung und die Klug-
heit, die diese stets gezeigt hatten. Er lege
besonderen Wert darauf, diese Wertschätzung
für die geistigen und moralischen Errungen-
schaften des Staatspräsidenten Wohleb offen
zu bekunden. Der Mut, den dieser an den Tag
gelegt habe, verdiene unbedingte Achtung.
(…) Wohleb gehöre übrigens nicht zu den
Männern, die sich durch Lobsprüche eines Ver-
treters der Besatzungsmacht kompromittiert
fühlen müssten, weil er nie etwas hinzuneh-
men brauchte, was für ihn Schande gewesen
wäre, und weil er immer seine volle Würde auf-
recht zu erhalten vermochte. In der Ver-
gangenheit sei Baden ein Ferment der Freiheit
gewesen; heute sei es eine Zelle politischer
Weisheit“2.

Es gab in Baden auch genug Zeitgenossen,
die der Politik des Staatspräsidenten kritisch
gegenüber standen, auch in seiner eigenen
Partei. Bei seiner Wahl zum Präsidenten des
Staatssekretariates am 2. Dezember 1946
enthielten sich die Sozialdemokraten und
Kommunisten der Stimme. Sie waren mit 21
Stimmen gegenüber den 39 Sitzen der Badi-
schen Christlich-Sozialen Volkspartei (BCSV)
in der Minderheit. Das hinderte sie jedoch
nicht, Wohleb nach der Wahl „mit herzlichem
Händeschütteln“ zu beglückwünschen, was
von dessen Anhängerschaft, so hieß es, gar

nicht so gern gesehen wurde. „Seine bekannte
Verhandlungsbereitschaft ließ vor der Wahl in
der eigenen Partei Stimmen laut werden, die
einen stärkeren Mann auf dem Präsidenten-
sessel wünschten“3.

Wohleb, der sich als „Mann des Ausgleichs,
verantwortlicher Sprecher des badischen Vol-
kes gegenüber der Besatzungsmacht“ sah4, war
davon überzeugt, dass ein harter Konfron-
tationskurs mit der Besatzungsmacht auf die
Dauer nicht möglich und zum Scheitern ver-
urteilt war. Sich dem Verdacht auszusetzen,
„Handlanger der Besatzungsmacht“ zu sein,
konnte jeden Minister im Kabinett Wohleb
treffen, der sich an die Vorgaben der Besat-
zungsmacht hielt5.

Wohleb wusste um die undankbare Auf-
gabe, die er angesichts der Bedingungen
äußerster Not und der Kontrolle der Besat-
zungsmacht übernommen hatte. Landtagsprä-
sident Karl Person hat diese Aufgabe in seinem
Schreiben anlässlich des 60. Geburtstags Leo
Wohlebs als „Aufgabe des Aufräumens“ be-
zeichnet, „inmitten von Menschen, die nicht
beachten, dass das Aufräumen die unerläss-
liche Vorbedingung jedes Aufbauens ist, die
nicht ermessen können und wollen, dass das
Vermeiden weiteren Einsturzes im Augenblick
die einzige Handlungsfreiheit bedeutet“6.

VERKEHR MIT DER
BESATZUNGSMACHT

Leo Wohleb war zu Beginn seiner politi-
schen Laufbahn nicht der absolute Wunsch-
partner der Besatzungsmacht, die eine Neu-
ordnung im deutschen Südwesten offensicht-
lich eher mit den Sozialdemokraten im Auge
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hatte7. Aber die Franzosen waren Realpolitiker
genug, um sich auf die neue Parteienland-
schaft mit den darin sich abzeichnenden Mehr-
heitsverhältnissen einzustellen. Die mit Leo
Wohleb gegründete BCSV wurde stärkste Par-
tei, anfangs in einer Koalition, seit Anfang
1948 sogar allein regierend. Die in der Fran-
zösischen Besatzungszone eingesetzten Regie-
rungen, stellt der amerikanische Historiker
Roy Willis fest, waren keineswegs „puppet
governments“, und den Franzosen war es von
Anbeginn gelungen, „to appoint qualified,
reliable politicians and administrators who
could work with the occupation regime and at
the same time win the confidence of their own
countrymen8.

Wohleb passte zunehmend in dieses Bild,
umso mehr, als seine Vorstellung von einem
föderalen Staat dem französischen Sicherheits-
bedürfnis sehr stark entgegen kam. Ver-
trauensbildend musste auch seine Nähe zur
katholischen Kirche wirken, die an der kampf-
losen Übergabe von Städten und Gemeinden
sowie an der Verhinderung von Sprengungen
beteiligt war, und nicht selten waren es Pfarrer,
die sich der Besatzungsmacht als Ansprech-
partner und Berater von Ämterbesetzungen
zur Verfügung stellten9. In Singen war an-
scheinend Pfarrer Adolf Engesser an der Ein-
setzung Bernhard Dietrichs in das Amt eines
kommissarischen Bürgermeisters beteiligt10.

Von grundsätzlicher Bedeutung für die Be-
satzungsmacht war die Haltung deutscher
Politiker zum Nationalsozialismus. Leo
Wohleb war im strengen Sinne kein Verfolgter

des Naziregimes, aber er wurde von der Staats-
sicherheit observiert und galt in deren Berich-
ten als gefährlich für die nationalsozialistische
Weltanschauung11.

Wohleb wurde am 22. November 1946 Prä-
sident der Beratenden Landesversammlung,
am 2. Dezember 1946 Präsident des Staatssek-
retariats und Staatssekretär des Ministeriums
des Kultus und Unterrichts und schließlich
nach Ausarbeitung der Verfassung und Bildung
einer Regierung am 24. Juni 1947 Staatsprä-
sident und Kultusminister. Mit einer ein-
drucksvollen und richtungsweisenden Rede
trat er als gewählter Präsident der Beratenden
Versammlung im historischen Kaufhaussaal in
Freiburg zum ersten Mal vor die Öffentlichkeit.
In Anlehnung an das Spruchband aus dem
Schongauerschen Weltgericht im Breisacher
Münster schildert er die hoffnungslose Lage
seiner Landsleute nach Kriegsende. Er spricht
von den „himmelschreienden Sünden“ der Ver-
gangenheit und beklagt sich über neu sich
abzeichnendes Unrecht in der Stunde der Not
und spart dabei die Militärregierung nicht aus.
„Unrecht ist aber auch, wenn die Ablieferungs-
pflicht durch eine übersteigerte Forderung
gegen den ehrlichen, gut gesinnten Bauer sich
wendet, der sein Mögliches tut, und Unrecht,
wenn die für den Aufbau der Demokratie
unumgängliche strenge Säuberung in nicht zu
verstehende Härte ausartet und ohne recht-
liches Gehör, obwohl die Zeit überreif wurde,
der Mitläufer für das Unglück, das der Natio-
nalsozialismus über uns gebracht hat, haupt-
verantwortlich gemacht wird“12.

Angesichts der durch die Besatzungsmacht
geschaffenen Rahmenbedingungen war den
Mitgliedern der Beratenden Versammlung nur
ein geringer Handlungsspielraum gegeben. Sie
waren an Verhaltensregeln gebunden („la ligne
de conduite“), die ihnen erlaubten, die deut-
schen Probleme frei zu diskutieren und Kom-
mentare zur Politik der Alliierten abzugeben.
Nicht erlaubt dagegen war ihnen, deren Ent-
scheidungen zu diskutieren. Anträge einer Par-
tei wurden erst dann zur Diskussion frei
gegeben, wenn sie zuvor der Délégation
Supérieure unterbreitet worden waren13. Abge-
ordnete der Beratenden Versammlung konnten
Initiativanträge einbringen, deren Behandlung
im Plenum der französischen Genehmigung
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bedurften14. Auf Anordnung der Militärregie-
rung vom 11. April 1947 wurde es den politi-
schen Rednern untersagt, in öffentlichen Ver-
sammlungen Fragen zu behandeln, die die
deutsche Einheit betreffen15. In einer Akten-
notiz der Badischen Staatskanzlei vom 29. Mai
1947 heißt es: „Vor allem will man anschei-
nend vermeiden, dass badische Gemeinde- und
Kreisbehörden direkt mit französischen Be-
hörden in Frankreich und besonders im Elsaß
oder den französischen Kolonien (z. B. in
Ermittlungs-, Anweisungs- und Auswan-
derungsfragen) verkehren und sich über den
Kopf des Gouvernement Militaire an Dienst-
stellen anderer Besatzungsmächte wenden“16.
In diesem Zusammenhang sind auch die Richt-
linien für die Presse vom 7. Januar 1947 zu
nennen. Sie verbieten Veröffentlichungen, die
sich gegen die Interessen der Militärregierung
richten, und nur Anträge durften Gegenstand
einer Pressenotiz sein, nicht aber die Debatten
der Beratenden Landesversammlung selbst17.
Diese einschneidenden Bestimmungen wurden
bezüglich ihrer Befolgung von der Militär-
regierung streng überwacht, so zum Beispiel,
wenn Landtagspräsident Karl Person ver-
pflichtet wird, nötigenfalls „surprendre immé-
diatement les débats“18.

Die folgenden Monate waren gekenn-
zeichnet von dem Bemühen Wohlebs, die be-
scheidenen Möglichkeiten im Sinne einer Ver-
besserung der Beziehungen zur Besatzungs-
macht zu nutzen. Seine Korrespondenz sowie
die Gespräche mit der Militärregierung zeigen
ihn dabei keineswegs nur als Befehlsemp-
fänger. Er nimmt entgegen, überprüft, gibt
eigene Anregungen bzw. übt Kritik. In einem
Schreiben an den Délégué Supérieur Pierre
Pène vom 8. Januar 1947 beispielsweise heißt
es: „Der Herr Direktor der administrativen
Angelegenheiten bei der Militärregierung des
Landes Baden hat mir in Ihrem Auftrag die
Weisung übermittelt, von den Sitzungen der
Mitglieder des Staatssekretariats regelmäßig
kurze Sitzungsberichte und Protokolle in
deutsch und französisch vorzulegen. … Ich
möchte mir indes erlauben, Ihrer Erwägung
anheim zu geben, ob sich nicht ermöglichen
ließe, Ihre Anordnung zu modifizieren. Ich
würde vorschlagen, dass wir Ihnen sowie den
Herren Direktoren des Affaires Administratives

et de l’Economie et des Finances nur mehr
einen Bericht über die Gegenstände über-
mitteln, die in den Kabinettssitzungen behan-
delt wurden, dass Sie uns daher davon entbin-
den, ein Protokoll vorzulegen19.

In einem Schreiben der Militärregierung
vom 15. Februar 1947 wird Klage über das Ver-
halten der deutschen Beamten geführt. Die
meisten von ihnen würden sich passiv zeigen
und wegen ihrer Schwierigkeiten bei der Mili-
tärregierung vorstellig werden; dabei sei es
Pflicht der Beamten, Initiativen zu beweisen
und zu wagen, Verantwortung zu übernehmen.
Die Deutschen müssten selbst „den Beweis
erbringen, dass sie fähig sind, in einer Demo-
kratie zu leben“20. Wohleb hebt hervor, dass die
Vorwürfe „teilweise“ berechtigt seien. Auf der
anderen Seite scheine ihm, dass die Militär-
regierung bei den gegen die Beamten erho-
benen Vorwürfen die Schwierigkeiten nicht
genügend berücksichtige, unter denen die
Mehrzahl der Beamten arbeiten müsse, und er
nimmt die Gelegenheit wahr, „um bei diesem
Anlaß auch eine Auflockerung mancher hem-
mender Kontrollbestimmungen“ zu erbitten21.

Solche und ähnliche Beispiele häufen sich.
Die Franzosen ermahnen, fordern die Ein-
haltung ihrer Anordnungen und die Beachtung
ihrer Kompetenzen; Wohleb zeigt Verständnis,
bittet aber auch um genauere Überprüfung der
Sachverhalte, stellt klar und macht gege-
benenfalls Gegenvorschläge. Eine Beschwerde
der Militärregierung, dass ihre Direktiven an die
Landratsämter und Bürgermeistereien nicht
mit der gewünschten Beschleunigung wei-
tergeleitet werden, beantwortet Wohleb mit der
Bitte um konkretere Angaben, um überprüfen
zu können, auf welchem Organisationsfehler die
Verzögerung beruhe, um dann seinerseits kon-
krete Missstände aufzuzählen. Er beklagt den
Mangel an geübten Arbeitskräften, die völlig
unzureichende Ausrüstung der Dienststellen
mit Schreibmaschinen und sonstigem Bürobe-
darf sowie die Kommunikationsschwierigkeiten
im Post- und Telefonverkehr, so dass es „selbst
bei gutem Willen bei den einzelnen Dienst-
stellen unmöglich ist, mit derjenigen Schnellig-
keit zu arbeiten, die die Wichtigkeit an sich
erfordert“22. Bezüglich der angeforderten Ver-
traulichkeit weist er darauf hin, dass es unver-
meidlich sei, in den Kabinettssitzungen auch
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Maßnahmen und politische Auffassungen der
Militärregierung zu erörtern. „Es ist ein
Unterschied, ob man bei der Erörterung eines
Problems im engsten Kreis des Regierungs-
kollegiums sich frei aussprechen kann, oder ob
man von vornherein sich der Tatsache bewusst
ist, dass jede Äußerung in schriftlicher
Formulierung der Militärregierung vorgelegt
werden muss. Diese Verpflichtung erzeugt
Hemmungen oder Zurückhaltungen, die
sicherlich nicht im Interesse der Regierungs-
arbeit liegen und wohl auch in gewissem Sinne
nicht mit dem Aufbau einer demokratischen
Regierung zu vereinbaren sind“23.

Die Dokumente solchen und ähnlichen
Inhalts widerspiegeln das Ringen des Staats-
präsidenten um eine Verbesserung der
Regierungs- und Lebensbedingungen des Lan-
des. Sie dokumentieren Takt im Umgang mit
den Inhabern der Macht, zuweilen auch Mut;
devot sind sie nie. Wohleb wollte nie das Wohl-
wollen der Militärregierung erheischen, aber
er gewann zunehmend ihr Vertrauen über den
Weg sachlicher Regierungsarbeit und durch
seine Persönlichkeit. Die Franzosen wussten
um seine Gegnerschaft in den eigenen Reihen
und waren bereit, ihm als „l’homme des
Français“ unnötige Schwierigkeiten zu erspa-
ren24. Langsam, sicherlich auch unter dem
Einfluss der politischen Großwetterlage, stell-
ten sich erste Erfolge ein25.

Eduard Lais, Wirtschaftsminister in der
Regierung Wohleb, erscheint das Leben mit
der Besatzungsmacht zwischen 1945 bis 1952
„für alle Beteiligten wie ein jahrelanger Gra-
benkrieg, in welchem die Mitspieler auf beiden
Seiten, die einen, was auf dem Papier verordnet
wurde, möglichst buchstabengemäß durchzu-
setzen, die anderen möglichst abzuschwächen
und zu mildern versuchen.“26

DIE AUSEINANDERSETZUNG MIT
DER BESATZUNGSMACHT UM EINE
BESSERE VERSORGUNG
„Not ist, wohin wir schauen; Ernährungs-

not, Heizungsnot, Flüchtlingsnot, und so groß
ist die Not, dass auch der gute Wille der Men-
schen allein nicht in der Lage ist, ihr abzu-
helfen, wenn nicht Gottes Barmherzigkeit
ihnen und uns beisteht und die Not wendet.“

Mit diesen Worten trat Wohleb am 24.
Februar 1946 vor die Delegierten der BCSV27.
Sie charakterisieren die materielle Not eines
Volkes, das ums Überleben kämpfte. Wohlebs
Möglichkeiten, das Elend zu beseitigen, waren
letztendlich nur marginal. Die Verordnung
Nr. 5 vom 4. September 1945 stellte die ge-
samte Wirtschaft der Französischen Zone
unter die Machtbefugnis der Militärregierung,
deren Wirtschaftsstellen die Produktionsauf-
lagen erteilten; sie gaben die Produktions-
mengen frei und kontrollierten die Verteilung
der Produkte. Immer wieder wurden Zwangs-
maßnahmen gegen Bauern angedroht, die ihre
Pflichtablieferung nicht erfüllten28.

Die Ernährungskrise hatte, wie aus dem
Lagebericht für den Monat März 1947 des
Badischen Ministeriums des Innern vom 25. Mai
1947 zu ersehen ist, tiefgreifende Auswirkungen
auf die Gesundheit und damit auf die Arbeits-
fähigkeit der Menschen. „Die Gesamtlage auf
gesundheitlichem Gebiet drückt sich weniger in
den Zahlen der zur Meldung kommenden
Krankheiten als vielmehr in der Zahl der
Menschen aus, die jetzt die Wartezimmer der
praktischen Ärzte füllen und bei welchen der
Befund „Allgemeine Erschöpfung“ lautet
(…)“29. Diese Situation wurde von der
Bevölkerung als unnötige Belastung empfunden
und erzeugte Unzufriedenheit und Miss-
stimmung30. Mangelernährung führte neben
gesundheitlichen Beeinträchtigungen auch zu
psychischen Schäden, zu Aggressivität und
Kriminalität31. Schlechte Lebensbedingungen,
so befürchtete Wohleb, könnten die Bevöl-
kerung bei den bevorstehenden Landtagswahlen
und bei der Abstimmung über die Verfassung
zur Wahlenthaltung anregen. Mit dieser
Befürchtung im Nacken wendet er sich am 3.
April 1947 an General Pène: „Die Provisorische
Regierung glaubt mit Nachdruck darauf hin-
weisen zu sollen, dass diese Empfindungen
einer hungernden Bevölkerung ernste politi-
sche Rückwirkungen haben müssen (…). Wenn
die Dinge so weitergehen, muss damit gerech-
net werden, dass bei dem Volksentscheid über
die Verfassung und bei den Wahlen zu dem
ersten Landtag noch nicht die Hälfte der Wahl-
berechtigten ihre Stimme abgeben werden“32.

Die Unzufriedenheit in der Bevölkerung
über ihre Versorgungslage begann in der Tat zu
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eskalieren und lässt sich ablesen in den
periodischen Lageberichten, die die Kreisver-
waltungen und das Innenministerium an die
Militärregierung zu erstellen hatten. Die
Umlagen an Kartoffeln, Getreide und Vieh
seien derart hoch, dass sie in den meisten
Fällen nicht erfüllt werden könnten, und für
die Bürgermeister sei es eine unvorstellbare
Aufgabe, auf die Einhaltung der Abgabe-
pflichten drängen zu müssen33.

Um grobe Missliebigkeiten zu beseitigen,
greift Wohleb auch persönlich in die Aus-
einandersetzung um die Kartoffelversorgung
ein. Im Mai 1947 weist er darauf hin, „dass auf
den badischen Bahnhöfen ca. 50 Waggons
hochwertige Saatkartoffeln bereit stehen“ und
er bittet die Militärregierung „ergebenst und
dringend“ um die Genehmigung, diese im Ver-
hältnis 1 Ztr. : 1 Ztr. umtauschen zu dürfen,
„um zu verhindern, dass diese Saatkartoffeln
zu Grunde gehen“34.

Im Zusammenhang mit der Ernährungs-
krise ist auf ein Memorandum von Carl Diez35

einzugehen, den die Franzosen am 20. Februar
1946 als verantwortlichen Leiter für Landwirt-
schaft und Ernährung eingesetzt hatten, der
aber bereits am 7. Juni 1946 mit einer ausführ-
lichen Schilderung der Ernährungslage im
französisch besetzten Baden seine Demission
einreichte. Diez sah eine Katastrophe in der
Versorgungslage der badischen Verbraucher
und eine Ausdehnung des Schwarzen Marktes
voraus36. Da ihm die Entlassung nicht gewährt
wurde, blieb er bis zu seinem zweiten Demis-
sionsgesuch im November 1946 im Amt.

Die Hintergründe für diese Problematik
sind bekannt und in der Literatur behandelt.
Die Entnahmen der Franzosen in ihrer Zone
standen in keinem Verhältnis zu den vergleich-
baren Entnahmen der Engländer und Ameri-
kaner aus ihren Besatzungszonen. Hinzu kam
die Tatsache, dass in Südbaden die Zahl der
Besatzungsangehörigen zur Zahl der deut-
schen Zivilangehörigen ungleich höher war als
in den anderen Besatzungszonen. In Südbaden
sollen auf 1000 Einwohner 18 Franzosen, in
Nordbaden auf 1000 Einwohner dagegen nur 2
Amerikaner gekommen sein37.

Diez verfasste eine ausführliche Denk-
schrift über die Versorgungslage, die er am 28.
Oktober 1946 an den Leiter der Landesver-

waltung Alfred Bund für eine Kabinettssitzung
übersandte38. Hierin werden die deutschen
Amtsstellen „als gefügige Werkzeuge der Mili-
tärregierung betrachtet, die widerspruchslos
alle Forderungen hinnehmen, um ihren Stuhl
keinem anderen zu überlassen“39. Nach länge-
ren Auseinandersetzungen mit der Militär-
regierung teilte Pène der Staatskanzlei mit,
dass er das Rücktrittsgesuch von Diez ange-
nommen habe und sparte dabei nicht mit
heftigen Attacken gegen dessen Ministerium in
puncto schwerwiegender Versäumnisse und
organisatorischer Fehler auf den Gebieten der
Ernährungswirtschaft. Diez zog sich gekränkt
an den Bodensee zurück und verfasste dort am
10. Oktober 1953 ein Memorandum mit dem
Titel „Feststellungen zur südbadischen Poli-
tik“, das er an mehrere prominente Politiker
verschickte40. Hierin wird Leo Wohleb als
„zwielichtiger Staatsmann“ bezeichnet; der
erste Versuch, im Rahmen des Möglichen der
französischen Ausplünderungspolitik in Baden
der Jahre 1945 bis 48 Widerstand entgegen-
zusetzen, sei an Wohlebs Haltung gescheitert,
der jeden seiner Mitarbeiter fallen gelassen
habe, so es die Franzosen wünschten41.

Die von Diez gegen Wohleb erhobenen Vor-
würfe erinnern an Theodor Eschenburgs Urteil
über den Badischen Staatspräsidenten42. Als
Beweismaterial hierfür erweisen sie sich
jedoch als untauglich. Martin Stingl weist auf
das Spannungsverhältnis zwischen Diez und
Wohleb aus der Zeit der Parteigründung der
BCSV hin sowie auf die Tatsache, dass Wohleb
Staatspräsident zu einem Zeitpunkt wurde, als
Diez bereits demissioniert hatte43.

Nach der Entlassung von Diez traten Anton
Dichtel als Leiter des Staatskommissariats für
Ernährung sowie Anton Hilbert als Staats-
sekretär des verkleinerten Landwirtschafts-
ministeriums an die Verwaltungsspitze. Die
kontroverse Auseinandersetzung mit der
Besatzungsmacht in Sachen Ernährungs-
situation ging auch unter ihnen weiter. Die
Kontrahenten gingen unverändert von unter-
schiedlichen Schätzungen und Berechnungen
aus. Bitten um Herabsetzung der Entnahmen
für die Besatzungstruppen wurden abgelehnt,
und es kam zu zwangsweisen Erfassungsmaß-
nahmen im Bereich der Kartoffelversorgung44.
Die Folge dieser Vorgehensweise war ein ge-
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meinsames Entlassungsgesuch von Dichtel
und Hilbert am 3. Mai 1947.

Die schwere Versorgungskrise veranlasst
Leo Wohleb am 10. Mai 1947 den Rücktritt der
Provisorischen Regierung zu erklären. Mit sei-
nem Schreiben an Pène beschreibt der Staats-
präsident mit klaren Worten die Ernährungs-
misere seines Landes und nennt entscheidende
Gründe hierfür: Die Herabsetzung der Ent-
nahmen für die Ernährung der Besatzung durch
Lieferungen von Fleisch wurde nicht gebilligt,
die Zahl der zu ernährenden Zivilpersonen im
Gefolge der Besatzungstruppen wurde nicht
herabgesetzt, der Provisorischen Regierung
wurde der Einfluss auf die Verwendung und Ver-
teilung der Industrieproduktion und der daraus
gelösten Devisenbeträge versagt. Darüber
hinaus wurde es der Provisorischen Regierung
untersagt, diesbezügliche Teile des staatlichen
Haushaltsplanes dem Parlament bekannt-
zugeben. Vorschläge der Provisorischen Regie-
rung zur Überwindung der Ernährungsnot
wurden von der Militärregierung als undurch-
führbar abgelehnt, stattdessen wurden Regie-
rungsmitglieder der Sabotage bezichtigt. Die
Provisorische Regierung musste auf Anordnung
der Militärregierung gefasste Beschlüsse ändern
und Entscheidungen treffen, die nicht ihrem
freien Willen entsprachen45.

Der Inhalt der Rücktrittserklärung ver-
deutlicht die Widersprüchlichkeit zwischen
den juristischen Vorgaben der Besatzungs-
macht und ihrer Umsetzung in der Praxis46.

Die einstimmig gefasste Rücktrittserklä-
rung wurde von der Besatzungsmacht nicht
angenommen. Ihr Text formuliert in klaren
Worten den Standpunkt der einzelnen Frakti-
onen. Dies widerspricht dem gegen Wohleb
erhobenen Vorwurf, mit der französischen
Besatzungsmacht zu weich und nachgiebig
umgegangen zu sein.

Die Ernährungssituation blieb noch lange
prekär. Sie nimmt in den Parlamentsan-
sprachen Wohlebs breiten Raum ein und zeigt
spürbare Verbesserungen erst nach 1948. Noch
am 23. April 1948 wird in der Zeitung „Die
Freiheit“ behauptet, dass die Lebensmittelver-
sorgung eines KZ-Häftlings in Buchenwald
1944–1945 mit einer täglichen Kalorienzahl
von 1675 gegenüber den 805 Kalorien eines
Durchschnittskonsumenten von 1947 lag47.

DIE AUSEINANDERSETZUNG
UM DEN AUFBAU EINES NEUEN
SCHULSYSTEMS

Wohlebs Haltung gegenüber der Besat-
zungsmacht kommt weiter in der Auseinander-
setzung um den Aufbau eines neuen Schul-
systems zum Ausdruck.

Sich dem Aufbau der Schulen zu widmen,
ihrer Organisation Sorge zu tragen und sie mit
einem neuen sittlichen Geist zu erfüllen,
waren die Motive, die Wohlebs Arbeit beim Auf-
bau der Verfassung begleitet haben: „Die
Jugend ist in Ehrfurcht vor Gott, in der Liebe
zu Volk und Heimat, im Geiste der Friedens-
und Nächstenliebe und der Völkerver-
ständigung zu sittlicher und politischer Ver-
antwortung, zu beruflicher und sozialer
Bewährung und zu freiheitlicher demokrati-
scher Staatsgesinnung zu erziehen“ (Art. 26
Badische Verfassung) Begabten Kindern unbe-
mittelter Eltern ist der Besuch höherer Schu-
len aus öffentlichen Mitteln zu erleichtern.
„Jeder junge Mensch hat seiner Begabung ent-
sprechend ein Recht auf Bildung und die
Pflicht zur Bildung“ (Art. 13 Badische Ver-
fassung). Bereits 1945/46 zeigt Wohleb päda-
gogische Grundgedanken der Volksschul-
erziehung auf, die der Ideenwelt Heinrich
Pestalozzis sehr nahe stehen. Menschen-
bildung vollzieht sich für Wohleb wie für
Pestalozzi im engeren Kreis und für beide gilt
das Prinzip der Nähe als Ausgangspunkt zum
Fernen. Je familienhafter sich das ganze Leben
gestaltet, umso echter und sittlicher ist es.
„Die neue Schule“, heißt es bei Wohleb, „muss
eine Vorbereitung sein für die Volksgemein-
schaft, die natürliche Menschenrechte wieder
als Grundlage des friedlichen Zusammen-
lebens fordert, die sittliche Pflichten als
Lebensnotwendigkeiten wieder in den Vorder-
grund stellt, die natürliches Selbstbewusstsein
erzieht mit der gebotenen Achtung vor der
Leistung anderer Völker (…), die neue Schule
muss wieder Zeit haben, den Unterricht zum
Erlebnis zu gestalten“48.

Die Hoffnung der aus den Landtagswahlen
vom 18. Mai 1947 legitim hervorgegangenen
Regierung auf Kompetenzerweiterung hatte
sich zunächst nicht erfüllt. Die Verordnung
Nr. 95 vom 9. Juni 1947 überlässt der Militär-
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regierung in allen Bildungsfragen die höchste
Autorität. Am 1. Oktober 1947 wurde Leo
Wohleb mitgeteilt: „Die Militärregierung hat
die Pflicht, mit besonderer Sorgfalt über die
Umerziehung des deutschen Volkes zu wachen.
Diese ihr zufallende Aufgabe führt sie dazu,
ihre Kontrolle hinsichtlich der Demokratisie-
rung besonders auf dem Gebiete des Erzie-
hungswesens auszuüben. Aber ihre Arbeit be-
schränkt sich nicht auf dieses Kontrollrecht.
Die Militärregierung muss auch die Landes-
behörden beraten, ihre Entscheidungen beein-
flussen und jedes Mal, wenn sie ihr Ein-
schreiten für notwendig erachtet, die Initiative
ergreifen“49.

In die Pflicht genommen sah sich Raimond
Schmittlein, der Leiter der Direction de
l’Education Publique, der mit einer Reform des
Schulsystems den Durchbruch zur Demokrati-
sierung in der französischen Besatzungszone
anstrebte50. Die Schule, so Schmittlein, habe
die Aufgabe, „die Jugend zu befreien von den
Ketten der Disziplin, die ihr Urteil zerstören,
zu befreien von wagnerischen Alpträumen, die
ihre Fantasie vergiften, der Jugend verständ-
lich zu machen, dass ihr der Nationalsozialis-
mus künstlich auferlegt wurde durch roman-
tische Schriftsteller und preußische Mili-
tärs“51.

Mit einer veränderten Lehrerausbildung
und einem reformierten Gymnasium sollte die-
ses Ziel erreicht werden. Bei beiden Reformen
handelt es sich um die Übernahme der fran-
zösischen Bildungs- und Erziehungspraxis.
Während die Reform der Lehrerausbildung
weitgehend den Vorstellungen Wohlebs ent-
sprach, trat er bei der Reform der Gymnasien
den Bestrebungen Schmittleins in wesent-
lichen Punkten entschieden entgegen:

Bei der Lehrerausbildung ging Schmittlein
von dem Modell der „Normalschule“, der sog.
„Ecole normale“ aus, die auf das Abitur ver-
zichtete, einen erfolgreichen Volksschulab-
schluss verlangte, eine vierjährige Ausbildung
an einem Pädagogium beinhaltete und sich am
Lehrplan der höheren Schule orientierte. Da-
ran schloss sich ein zweijähriges Studium an
einer pädagogischen Akademie an52. Um die
Kinder von Arbeiter- und Bauernfamilien zu
fördern, sollte der Unterricht unentgeltlich
sein53. Die Normalschule mit Seminartradition

war in Baden nicht unbekannt. Sie greift
zurück in das 18. und 19. Jahrhundert, und
Leo Wohleb spricht ähnliche Gedanken bereits
1945/46 aus: „So sehr eine wissensmäßig den
Akademikern nahe kommende Ausbildung für
den Volksschullehrer von Nutzen sein kann
und konnte, war ich innerlich nie ganz von der
Notwendigkeit dieser Ausbildung überzeugt.
Wie viele hervorragende Lehrer der letzten
Jahrzehnte hätten nicht Lehrer werden
können, wenn das Studium gefordert worden
wäre“54. Damit schien die zukünftige Lehrer-
bildung, in der Schmittlein den Schlüssel für
eine nachhaltige Umerziehung sah, festge-
schrieben. Doch es ergaben sich erhebliche
Probleme in der Frage der Konfessionalität der
Anstalten. Regierung und Kirche wollten die
konfessionelle Lehrerbildung, die Franzosen
beharrten auf deren Nichtkonfessionalität55.
Im Rahmen eines lang anhaltenden Streites, in
dem schon das Wort vom „Kulturkampf um die
Lehrerbildung“ die Runde machte, nahm
Wohleb eine Sonderstellung ein. In einer von
Ministerialdirektor Fleig verfassten Schrift56

heißt es, Wohleb habe in der ganzen „Frage
von Anbeginn an die eine und gleiche Haltung
eingenommen, dass er, soweit es die techni-
schen Voraussetzungen gestatten, die badische
Verfassung bezüglich der Lehrerbildung im
vollen Sinn und Ausmaß“ nach Artikel 28
durchzuführen gedenke. Der Passus „überlie-
ferter badischer Sinn“ bedeute gleichzeitig
konfessionelle und simultane Ausbildung,
worauf es im Ergebnis auch hinauslief57.
Wohleb hatte die Forderung seiner Partei nur
ansatzweise erfüllt und sich als liberaler Schul-
politiker und Gegner einer prinzipiellen Kon-
fessionalisierung in der Lehrerbildung durch-
gesetzt. Ob er sich mit seiner Haltung Nord-
baden gegenüber keinen „klerikalen Anschein“
geben wollte58, bleibt Spekulation. Kritiker
räumen ihm gegenüber aber ein, in der Frage
der Lehrerbildung der Opposition näher ge-
standen zu haben als der eigenen Partei59.

Die Reform des Gymnasiums war Schmitt-
leins zweites Projekt im Rahmen seiner Vor-
stellung von Rééducation. Sie orientierte sich
wie das Projekt der Lehrerbildung ebenfalls am
französischen Vorbild und war ausgerichtet auf
die Bereiche der Pädagogik, der Umerziehung
und der allgemeinen Gesellschaftspolitik60.
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Die Landesregierungen der Französischen
Besatzungszone reagierten auf diese Reform-
vorschläge unterschiedlich. Während Würt-
temberg-Hohenzollern auf Zeit spielte und
Rheinland-Pfalz eine Annäherung der jeweili-
gen Positionen suchte, fühlte sich die badische
Kultusverwaltung herausgefordert61. Verwun-
derlich war das nicht, bekleidete doch in
Freiburg ein Pädagoge das höchste Staatsamt
und noch dazu ein Altphilologe. Das folgende
Schreiben Wohlebs an die Militärregierung
aus dem Jahre 1947 ist Ausdruck seines
kritischen und besonnenen Umgangs mit
dieser.

„Die Landesregierung erkennt dankbar an,
dass die Militärregierung das kulturelle Leben
in weitgehendem Maß fördert. Die Militär-
regierung hat der Landesregierung die An-
regung übermittelt, eine Reform des höheren
Schulwesens vorzunehmen. Die Vorschläge
der Militärregierung würden, falls sie in vollem
Umfang verwirklicht werden, das ganze, an
sich bewährte Schulsystem umwälzen und auf
eine völlig neue Basis stellen. Bei aller
Loyalität gegen die Militärregierung möchte
die Landesregierung doch der Ansicht Aus-
druck geben, dass so weitreichende Eingriffe in
das Schulwesen, wie sie die Anregung der
Militärregierung vorsehen, durch die Tatsache
der bedingungslosen Kapitulation allein
schwer begründet werden können, da hier
weder die Sicherheit der Alliierten noch die
Erziehung des deutschen Volkes zu Gedanken
des Friedens und der Demokratie auf dem
Spiele stehen. Das Schulwesen in Baden war
immer demokratisch, der Zugang zur Höheren
Schule stand jedem Kind offen, und seit Jahr-
zehnten rekrutierten sich die Schüler der
Höheren Schulen aus allen Bevölkerungs-
schichten.“62

In der 11. Sitzung der Landesregierung
vom 30. Oktober 1947 bedauert Wohleb, „dass
gerade in den Zeiten der Verwirrung mit der
Schule Experimente gemacht werden, die der
geordneten Unterrichtserteilung und der Er-
ziehung der Jugend größte Einbuße bringen
(…). In der Nazizeit gelang es, das huma-
nistische Gymnasium zu erhalten, nun aber
soll es endgültig zerschlagen werden“63.

In einer Denkschrift über „Die soziale
Gestaltung der Schule“ setzt sich das Badische

Ministerium des Kultus und Unterrichts mit
der Schulreform auseinander64. Paul Fleig65

entwirft in ihr Gedanken über Fragen der
Chancengleichheit, über Erfordernisse der
Demokratisierung, über den Zeitpunkt des
Schuleintritts in die weiterführende Schule
und u. a. über den Zeitpunkt der Wahl der
Fremdsprachen und den Zeitpunkt ihrer
Gabelung. Es sind die Gedanken, die die
deutsche Schulpolitik noch heute begleiten.

Die Denkschrift Fleigs ist Ausdruck der
Ablehnung des französischen Reformvor-
schlags durch die Landesregierung. Sie konnte
die Übernahme des zentralen Abiturs 1946/47
mit der Wertung nach Punkten nicht ver-
hindern, wehrte sich nunmehr aber umso ent-
schlossener gegen den Gedanken der Einheits-
schule. Die Zeit arbeitete dabei für die Regie-
rung Wohleb. Schmittlein war nicht der
alleinige Entscheidungsträger in Sachen
Schulpolitik. Er hatte Widersacher in Paris,
Rivalen in Baden-Baden und seine Anord-
nungen wurden nicht immer in den Kreisen
und Gemeinden befolgt66. Immer mehr Lan-
desgouverneure meldeten sich als Fürsprecher
deutscher Kritiker zu Wort67. Besonderer
Gegner der Schmittleinschen Reform war der
Délégué Supérieur Pierre Pène, der die Kon-
trollratsempfehlung als nicht bindend und im
Widerspruch zu Bidaults Richtlinien beste-
hend bezeichnete. Der Regierung Wohleb war
damit ein Spielraum gegeben, den auszu-
nutzen sie bereit war, indem sie selbständig
und ohne Risiko Veränderungen in der Lehrer-
ausbildung vornahm. Die Entwicklung der
Außenpolitik und das Besatzungsstatut brach-
ten das Aus für die französischen Reform-
pläne68. Übrig geblieben waren das Zentral-
abitur und die Einführung des Französischen
als erste Fremdsprache.

BADISCHE „AUSSENPOLITIK“
UND DEUTSCH-FRANZÖSISCHE
ANNÄHERUNG

Die Geschichte des deutsch-französischen
Rapprochement nach 1945 ist eng mit dem
Namen des badischen Staatspräsidenten ver-
bunden. Den Grundstein erster „außenpoliti-
scher“ Erfolge legte er mit seinen Verhand-
lungen 1948 und 1949 in Paris, die vor dem
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Hintergrund der Neuorientierung Frankreichs
zu sehen sind.

Frankreich war gegen Ende der Vierziger
Jahre zu der Erkenntnis gekommen, „eher
durch Ausgleich als durch Zwang seine eigene
Sicherheit gegenüber Deutschland zu gewähr-
leisten“69.

Durch die politische Entwicklung in Euro-
pa wurde Frankreich klar, dass eine Politik der
völligen Unabhängigkeit nicht mehr möglich
war und die Franzosen begannen sich der
angloamerikanischen Position zu nähern.
Bidaults Reaktion auf die Londoner Empfeh-
lungen macht dies deutlich: „Was wir jedoch
nicht mit den anderen machen, das werden sie
ohne uns tun. Es wird uns der Boden entzogen,
und wir stehen mit leeren Händen da“70. Dass
die Entwicklung Deutschlands auf einen West-
staat hinauslief, konnte auch den Franzosen
nicht verborgen bleiben; mit der sich abzeich-
nenden föderalen Struktur dieses Staates
hatten sie aber immerhin ein „Kernziel“ ihrer
Deutschlandpolitik erreicht71.

Erste Gedanken einer deutsch-französi-
schen Schicksalsgemeinschaft reichen in die
Vorkriegszeit. In einer Denkschrift der 4.
Abteilung des Generalstabs aus dem Jahre 1945
heißt es, es gelte den Deutschen „nicht zur
Verzweiflung zu treiben, sondern ihm vielmehr
Wege zu öffnen, auf denen er hoffen kann, sich
zu entfalten72. Es werden Vorstellungen von
einem künftigen Europa geboren, in dem alle
Nationen einen Teil ihrer Souveränität abgä-
ben73. Emanuel Mounier, Herausgeber der
linkskatholischen Zeitschrift „Esprit“, grün-
dete 1948 ein „ französisches Komitee für den
Austausch mit dem neuen Deutschland“, in
dem Frankreich sich für die Zukunft Deutsch-
lands mitverantwortlich fühlte.74 Im selben
Jahr schreibt Wohleb in den „Nouvelles de
France“: „Der Unionsgedanke allein kann uns
in letzter Stunde retten. Die Sternstunde der
Europäischen Union ist gekommen. Wir halten
Ausschau nach Freunden, die mit Hand anle-
gen, und wir schauen mit besonderer Aufmerk-
samkeit nach dem großen Französischen Volk,
mit dem uns eine enge Nachbarschaft ver-
bindet, die für immer eine gute Nachbarschaft
sein soll“75.

Es gab allerdings auch andere Tendenzen
französischer Besatzungspolitik, die nicht

übersehen werden dürfen. Sie ergaben sich aus
der unterschiedlichen Ausgangsbedingung.
Frankreich wurde erst verspätet als vollwertige
Besatzungsmacht anerkannt, war auf diese
Aufgabe weniger vorbereitet und entwickelte
unterschiedliche Konzepte für die Besatzungs-
zone76.

Der Handlungsrahmen für die badische
Landesregierung war durch die Verordnung
Nr. 95 vom Juli 194777 abgesteckt und enthielt
die Befugnisse aller Regierungen in der Fran-
zösischen Zone. Die zahlreichen Einschrän-
kungen regelte vor allem der Generalvorbehalt
in Art. 6, nach dem Gesetze und Verordnungen
der deutschen Regierungen erst nach Geneh-
migung durch den französischen Oberbefehls-
haber verkündet werden durften78.

Bei einer solchen Rechtslage ist es erstaun-
lich, wenn Wohleb ein Jahr nach dem Inkraft-
treten der Verordnung die außenpolitische
Bühne betreten darf. Der Hinweis auf die his-
torische Großwetterlage mit dem sich immer
deutlicher abzeichnenden Kalten Krieg ist
auch hier gerechtfertigt79.

Ein solcher Schritt hatte auch vor der deut-
schen Öffentlichkeit Klärungsbedarf. Wohleb
definierte seine Vorstellung von einer „badi-
schen Außenpolitik“ bereits zum Jahresbeginn
1946: „Friedliches Zusammenleben mit unse-
rem deutschen Nachbarn und ebenso großen
Nachbarstaat Frankreich wie der angrenzen-
den Schweiz heißt „badische Außenpolitik“.
Seit alten Zeiten bestehen die kulturellen
Fäden. Jetzt gilt es, sie zu verstärken. Wir
müssen in ganz anderer Weise zusammen-
kommen, als es noch heute der Fall ist“80.

In der Regierungserklärung vom 5. August
1947 fällt der erwartungsvolle Satz, von Frank-
reich, „der Mutter der Volksrechte, Zugeständ-
nisse auf dem schweren Weg der Schaffung
einer Demokratie zu erhalten“81.

Richtungsweisend für die kommenden Mo-
nate war die Rede des für deutsche und fran-
zösische Angelegenheiten zuständigen Staats-
sekretärs Pierre Schneiter am 25. Januar 1948 in
Freiburg. Schneiters Rede und Wohlebs Antwort
darauf widerspiegeln in zentralen Grundsatz-
fragen „erstaunliche Übereinstimmungen“82.

Schneiter verkündet die französische Ab-
sicht, der Badischen Regierung einen immer
größer werdenden Anteil an der Verwaltung
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zukommen zu lassen. Die materiellen Schwie-
rigkeiten werden eingeräumt, aber man dürfe
nicht vergessen, dass diese Schwierigkeiten die
Erbschaft der Niederlage und „die Konsequenz
der Zerstörung darstellen, die durch die ver-
brecherischen Unternehmen des Hitlerregimes
entstanden sind.“ Mit der etappenweisen Über-
gabe der Befugnisse an die Landesregierung
habe sich der Charakter der Besetzung geän-
dert83.

Schneiter erläutert dann die föderalistische
Auffassung Frankreichs, die er nicht als „syste-
matische Zerstückelung oder Schwächungs-
politik, sondern als eine Lösung der Vernunft
und der Weisheit“ verstanden haben möchte,
die einem dezentralisierten Deutschland in
einem sich wieder aufrichtenden Europa die
Möglichkeit bietet, seine Bedürfnisse zu
befriedigen und an der Beseitigung der ange-
richteten Schäden Anteil zu nehmen84.

Wohleb, der eine weitgehende Überein-
stimmung beider Regierungen in den großen
politischen Fragen feststellt, spricht sich für

einen „föderalistischen Aufbau Deutschlands
und für enge Beziehungen zu den westlichen
Nachbarmächten, insbesondere zu Frankreich
aus“ und wirbt für Vertrauen. Es gelte alle
Anstrengungen zu unternehmen für den wirt-
schaftlichen und sozialen Wiederaufbau des
Landes und für die moralische Gesundung des
Volkes85.

Die Freiburger Gespräche mit Pierre
Schneiter enden mit einer Einladung an den
badischen Staatspräsidenten für die Zeit vom
26.–29. April 1948.

Wohleb hatte sich mit drei Denkschriften
auf die Parisreise vorbereitet:
1. Über die Wünsche der Badischen Landes-

regierung in Bezug auf die allgemeine Poli-
tik und Verwaltung des Landes Baden

2. Über die Denazifizierung
3. Über die Behandlung des Kehler Hafens

und der Stadt Kehl

Die in den Gravamina vorgelegten Fakten
belegen bei aller Loyalität auch den Freimut
des Staatspräsidenten. Mit klaren Worten
spricht er die mangelhafte Ernährung und die
daraus resultierende Unzufriedenheit der Be-
völkerung an. „Während ein großer Teil der
Bevölkerung tatsächlich hungerte, musste die
Bevölkerung gleichzeitig sehen, dass die Or-
gane und Angehörigen der Besatzung verhält-
nismäßig reichlich gut ernährt wurden, und
zwar zum größten Teil aus den Erträgnissen
des Landes.“ Besonnenheit und Kritik gegen-
über der Besatzungsmacht kommen in der
ersten Denkschrift zum Ausdruck: Verständnis
für eine angemessene Ernährung der Besat-
zungsangehörigen, aber bei gleichzeitiger Ver-
pflichtung, „für die Wohlfahrt der ihr unter-
worfenen Völker zu sorgen“, Verständnis für
eine angemessene Unterbringung der Besat-
zungsmacht und ihrer Organe, aber bei
Wahrung der Grenzen.86

In der Denkschrift beklagt Wohleb, dass die
Erfassungsmaßnahmen mit äußerster Strenge
durchgeführt werden, dass ständig Kommis-
sionen durch das Land reisen, um die Land-
wirte zu kontrollieren, dass diese zum Teil
drakonisch durchgeführten Maßnahmen zum
größten Teil der Besatzungsmacht zugute
kommen, während ein großer Teil der Bevöl-
kerung nach wie vor hungern muss. Wirt-
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schaftliche Probleme werden angesprochen,
die Holzbewirtschaftung und die Maschinen-
entnahme87.

Diplomatisch formuliert Wohleb die For-
derung der Trennung von Kontrolle und Ver-
waltung als Voraussetzung für einen Neuauf-
bau auf föderalistischer Grundlage. Die Badi-
sche Landesregierung habe die Autorität und
Rechtmäßigkeit der Militärregierung nicht
nur innerlich anerkannt, sondern dies auch in
der Öffentlichkeit bekundet. Sie habe volles
Verständnis dafür gehabt, dass diese Trennung
während einer gewissen Übergangszeit nicht
durchgeführt werden konnte. Sie habe diese
Tatsache aber „als eine sehr starke Belastung
ihrer Politik gegenüber der Bevölkerung emp-
funden, dass sie bis in die letzte Zeit unter
einer Bevormundung stand, die die Unter-
schiede von Kontrolle und Verwaltung nahezu
völlig verwischte“88. Eine zu starke Aufsicht
und Bevormundung erschwere die Arbeit der
Regierung und beeinträchtige ihre Autorität,
ohne die die Prinzipien der Demokratie nicht
durchführbar seien.

Die zweite Denkschrift brachte die Wün-
sche der Badischen Regierung in der Denazi-
fizierungsfrage zum Ausdruck. Sie beinhaltete
eine Herabmilderung der Sühnemaßnahmen,
die vor dem Erlass des Säuberungsgesetzes
ergingen, die Verordnung Nr. 133 der Militär-
regierung durch weitere Ausführungsbestim-
mungen wirksamer zu gestalten und den
Staatskommissar für die politische Säuberung
zur Vermeidung unnötiger Härten größere
Selbständigkeit einzuräumen89.

Die dritte Denkschrift befasste sich mit der
Stadt und dem Hafen von Kehl, die zu dieser Zeit
immer noch von den Franzosen besetzt waren.

In seinem Bericht vor dem Badischen
Landtag am 14. Mai 1948 kommt Wohleb zu
einer positiven Bewertung seiner Parisreise. In
den Fragen politischen und administrativen
Charakters seien die Franzosen zu einer
gewissen Zurückhaltung gegenüber den badi-
schen Wünschen gezwungen gewesen. Ver-
handlungen der Westmächte über ein Besat-
zungsstatut könnten noch im Laufe des Jahres
erlassen werden. Die Militärregierung müsse
sich aber nach wie vor das Recht vorbehalten,
gewisse Maßnahmen im Hinblick auf die
Sicherheit Frankreichs anzuordnen. Bezüglich

der Ernährung wurden Verbesserungen in Aus-
sicht gestellt, doch könnten die Entnahmen
für die Armee vorerst nicht wegfallen.
Deutschland müsse sich in Folge der allge-
meinen schwierigen Lage mit einem gewissen
Übergangsregime abfinden.

Entrüstet reagierten die Abgeordneten auf
die Mitteilung, dass Baden im Gegensatz zu
anderen deutschen Ländern keine übergroße
Zahl von Flüchtlingen beherberge, worin ein
gewisser Ausgleich zu der starken Belegung
mit Militärpersonen und Besatzungsange-
hörigen gesehen werden könne. Die Maschi-
nenentnahme wurde von Staatssekretär
Schneiter als eine Konsequenz des von
Deutschland verschuldeten Krieges bezeich-
net, die Holzentnahmen als Ersatz für die Ver-
wüstung des französischen Waldes unter der
deutschen Besatzung. Der Marshall-Plan ließe
diesbezüglich eine Änderung zu Gunsten
Deutschlands erhoffen.

Im weiteren Verlauf der Debatte erkannte
der Landtag die Bemühungen der Regierung
an, forderte sie aber zu weiteren Verhand-
lungen auf, um bessere Resultate zu erzielen90.

Während Wohleb im atmosphärischen Ge-
winn der Reise einen wichtigen Fortschritt
sieht, ist das Echo der Landtagsabgeordneten
eher zurückhaltend und die über Rundfunk
und Presse informierte Öffentlichkeit ent-
täuscht91.
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Im Rahmen der sich abzeichnenden Wei-
chenstellung für einen westdeutschen Bundes-
staat schienen sich neue Hoffnungen für eine
größere Selbständigkeit der Badischen Regie-
rung aufzutun. In diese Hoffnung platzte die
folgenschwere Note der Militärregierung vom
31. Juli 1948 über die Fortsetzung der Demon-
tage badischer Fabriken, die Wirtschafts-
minister Lais als Sprecher der Regierung vor
dem Landtag zu einer bedeutenden und auf-
sehenerregenden Erklärung veranlasste: „Soll-
te mit dieser Demontage auch noch ernst
gemacht werden, dann bleibt uns, die wir der
reinen Macht überantwortet sind, nichts übrig
als der Appell an das öffentliche Gewissen der
Welt, der Appell und die Berufung auf das
ewige unveräußerliche Recht auch der Besieg-
ten, ein Leben in menschlicher Würde und
Freiheit führen zu dürfen … Verlangt man von
uns einen Beitrag zu einem europäischen
Wiederaufbau – und wer wollte behaupten,
dass der wirtschaftliche und der politische
Wiederaufbau Europas ohne Deutschland
möglich wäre – dann sollte man wissen, dass es
nur eine Solidarität geben kann. Eine Soli-
darität, in der einem Teil einseitig untragbare
Opfer auferlegt werden, gibt es nicht. Auf das
politische Klima wird es also wesentlich an-
kommen, wenn Europa gesunden soll. Mit
einem System einseitiger ewiger Servitute
kann man keine neue Welt aufbauen“92.

Diesem Protest schloss sich der Landtag
mit den Stimmen aller Fraktionen an. Am 26.
August 1948 trat die Regierung zurück, blieb
aber geschäftsführend im Amt. Am 22. Februar
1949 wurde die zweite Regierung Wohleb
gebildet, die letzte des Landes bis zum Über-
leitungsgesetz 1952.

Am 19. Mai 1949 trat Wohleb in Begleitung
von Karl Person und Anton Dichtel seine
zweite Parisreise an. Inzwischen hatte Robert
Schuman die französische Außenpolitik über-
nommen. Mit ihm spricht Wohleb über alle
„schwebenden politischen Fragen (…) in aller
Aufrichtigkeit und rücksichtsloser Offenheit“.
In diesem vertrauensvollen Verhältnis, schreibt
er nach seiner Rückkehr in Freiburg, sehe er
„ein glückliches Unterpfand für alle deutsch-
französischen Beziehungen, von denen der
Schlüssel Europas abhängt“.93 Schuman hatte
diverse Diskussionen über eine beabsichtigte

Annektierung sowohl der Stadt Kehl als auch
des Kehler Hafens durch Frankreich entschie-
den dementiert. Beigetragen dazu hatte die
Tatsache, dass die Engländer und Amerikaner
im Rahmen der Besatzungsstatut-Konferenz
eine gewisse Opposition gegen jeden Versuch
Frankreichs zeigten, auf dem rechten Rhein-
ufer Fuß zu fassen. Im April 1949 führte das
veränderte außenpolitische Klima zu einem
Abkommen, das die Räumung der Stadt durch
Frankreich innerhalb von vier Jahren in Aus-
sicht stellte. Das schwierige Hafenproblem
sollte notfalls in einem Friedensvertrag
geregelt werden. Die endgültige Räumung
Kehls geschah 1953.

François-Poncet spricht in seinem Schrei-
ben an Wohleb die Hoffnung aus, ein ähnlicher
Geist der Konzilianz, der Vernunft und des
guten Willens werde auch künftig die deutsch-
französischen Beziehungen bestimmen: „Vous
y avez contribué pour une part essentielle et
d’une manière que vous fait le plus grand
honneur.“94
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